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WÄHRUNGSUNION

Zeit der Bescheidenheit  
muss vorbei sein
Die Kassen der öffentlichen Haushalte sind dank der Politik des ‚billigen 
Geldes‘ seitens der Europäischen Zentralbank (EZB) hierzulande gefüllt wie 
nie. Dies ermöglicht endlich eine Abkehr von der restriktiven Lohnpolitik –  
auch im öffentlichen Dienst

Das mit der europäischen 
Währungsunion ist schon eine 
vertrackte Angelegenheit. Zur-
zeit stehen die Disparitäten, die 
mit schweren sozialen Proble-
men einhergehen, im Fokus. 
Klar ist, dass ‚wir‘ Deutschen 
zurzeit die Gewinner sind und 
sich daraus das politische Inte-
resse speist, um jeden Preis diese 
Gebilde zu erhalten. Dies kenn-
zeichnet das offensive Auftreten 
der Griechen genauso wie – trotz 
aller Kakofonie – die vielleicht 
doch noch in letzter Not erfol-
genden Zugeständnisse der 
Kanzlerin.

Politisch gleicht dies einem 
Seiltanz, muss doch die deutsche 
Politik einerseits die unter-
schiedlichen Interessen der Mit-
gliedsländer im Auge behalten, 
aber andererseits auch die Inte-
ressen im Land selbst bedienen. 
Aber diese sind keineswegs 
gleich. Gleich ist das Interesse 
der Unternehmer an einem ver-
fassungsrechtlich garantierten 
Eigentum an den Produktions-
mitteln, gleich ist auch das Inte-
resse an einer rechtsstaatlichen 
Ausgestaltung eines Regelwerks, 
das den ungehinderten Ablauf 
kapitalistischen Geschäfts regelt. 
Gleich ist auch das globale Ziel 
des Unternehmers, den Proit 
maximieren zu wollen oder ob-
jektiv gesehen – bei Strafe seines 
Untergangs – dies zu müssen. 

Unterhalb dessen bauen sich 
aber objektive Widersprüche auf. 
So muss der einzelne unter Kon-
kurrenz stehende Kapitalist seine 

Kosten, zu denen die Löhne oft 
ja als zentrale Größe dazu gehö-
ren, minimieren; gleichzeitig 
hofft er, dass dies seinem Kon-
kurrenten nicht so gut gelingt 
wie ihm. Da ist es nur systemsta-
bilisierend, dass die Gewerk-
schaften diesen Job über das 
Aushandeln von Tarifverträgen 
übernehmen. Auf diese Weise 
löst sich ein Teil dieser Wider-
sprüche auf.

In Hinblick auf die Import- 
oder Exportinteressen ist dies 
nicht so einfach. Hier bleibt der 
Konlikt unaulösbar. Was für 
den einen von Vorteil, wirkt sich 
für den anderen nahezu spiegel-
bildlich nachteilig aus. Nur ein 
Unternehmen, das mit gleicher 
Gewichtung Import- wie Export-
geschäfte betreibt, bleibt davon 

verschont. Alle anderen leiden 
oder proitieren von Wechsel-
kursschwankungen. Konkret 
heißt dies, dass durch die Politik 
des ‚billigen Geldes‘ (je nied-
riger die Zinsen, desto weniger 
wird der Euro auf den Devisen-
märkten nachgefragt) der Wert 
des Euros gegenüber dem Dollar 
und damit auch aller übrigen 
Währungen abgenommen hat. 
Zentralbankchef Mario Draghi, 
der dafür die Verantwortung 
trägt, blieb nichts anderes übrig, 
als über diesen Weg wenigstens 
den Versuch zu starten, die 
Volkswirtschaften des Südens 
über Wasser zu halten. Können 
sich hierdurch doch Unterneh-
men wie Private ‚billig‘ Geld be-
sorgen, um damit zu investieren 
oder zu konsumieren. Vielleicht 

wird und der drohenden Delati

Wäre man bei der Lohnentwicklung der roten Linie gefolgt, wären die 

Disparitäten, die heute die europäische Währungsunion zu zerreißen 

drohen, wohl nicht in dieser Schärfe aufgetreten
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erinnert sich der eine oder die 
andere noch an den ehemaligen 
Zentralbankchef der USA, Bern-
anke, der sich dazu verstieg, als 
Mittel gegen die lahmende Kon-
junktur Geld mit dem Hub-
schrauber abwerfen und vertei-
len zu wollen.

Kein Mensch weiß so richtig, 
ob das mit der ‚lockeren Geldpo-
litik‘ funktioniert. Fest steht, 
dass ein Großteil dieses frischen 
Geldes darauf verwandt wird, 
Aktien zu kaufen, womit der ei-
gentliche Zweck der Aktion ver-
fehlt ist. Trotzdem hofft man, 
dass ein Teil des Geldes dann 
doch noch nachfragewirksam 
wird und der drohenden Delati-
on Einhalt gebietet. Setzte diese 
sich durch, wäre qua negativer 
Gewinnerwartungen die Ab-
wärtsspirale von sinkender Inve-
stition, sinkender Beschäftigung 
und damit sinkender auch pri-
vater Nachfrage in Gang gesetzt, 

von der niemand voraussagen 
könnte, welche Auswirkungen 
dies ökonomisch hätte und im 
Gefolge dessen, mit welchen po-
litischen Verwerfungen dies ver-
bunden wäre. 

Ob am Ende die Währungsu-
nion erhalten bleiben kann, ist 
offen. Nicht zuletzt werden die 
politischen Auseinanderset-
zungen zeigen, wieweit die Ak-
teure bereit sind, bei den eigenen 
kurzfristigen Interessen zugun-
sten des übergeordneten Zieles 
eines Erhalts des Euros zurück-
zustecken. Dies wird nur gelin-
gen, wenn man seitens der jet-
zigen Proiteure – allen voran 
Deutschland – bereit ist, den Ver-
lierern großzügige Zugeständ-
nisse zu machen. 

Was hat das nun mit der aktu-
ellen Lohnrunde im öffentlichen 
Dienst zu tun? Löhne sind für den 
Staat Ausgaben, die – wenn man 
mal von der Möglichkeit der Ver-

schuldung absieht – nur inanziert 
werden können, wenn genügend 
Einnahmen vorhanden sind.

Entgegen den vielen Jahren 
zuvor, in denen der Staat einen 
Teil seiner Ausgaben über Schul-
den inanziert hat, ist er jetzt in 
der Lage – nicht zuletzt wegen 
der niedrigen Zinsen für die Re-
inanzierung seiner Altschulden 
–, auch höhere Ausgaben in 
Form von Lohnzuwächsen oder 
mehr Beschäftigung bspw. in 
Bildung zu stecken. Der größere 
Teil dieses Geldes würde nach-
fragewirksam, was sich positiv 
auf die Binnenkonjunktur aus-
wirken würde. Bezogen auf die 
Güter, die wir aus dem europä-
ischen Ausland importieren oder 
die Ausgaben, die dann über 
Auslandsreisen getätigt werden, 
würde dies zu einem erheblichen 
Teil den südlichen europäischen 
Partnerländern zugutekommen.

Das jetzige strukturelle 

Der Anteil der Löhne pro Stück (pro produzierter Einheit) ändert sich, wenn bspw. durch technischen Fortschritt 

oder bessere Arbeitsorganisation der Output steigt. Wenn an diesem Zuwachs gemessen, die Löhne nur 

unterproportional steigen, sinken die Lohnstückkosten. (In Deutschland ist dies bis 2007 geschehen). Frankreich, 

Belgien und Italien haben sich eigentlich vorbildlich verhalten, weil sie Lohnsteigerungen dem Anspruch nach in 

Höhe des Produktivitätsfortschritts plus einer Inflationsrate von zwei Prozent zugelassen haben.
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Relexe sind so bekannt wie er

 Ungleichgewicht mit seinen rie-
sigen Exportüberschüssen, die 
aktuell wegen des niedrigen 
 Euro-Kurses weiter befeuert 
werden, geht zu einem Teil zu 
Lasten der jetzigen Krisenstaaten 
des europäischen Südens. Das 
Bild des Deutschen, der alle an-
deren ‚Partner‘ an die Wand 
 fahren lässt, hat hier seinen 
 Ursprung. Da genügt es dauer-
haft nicht, die eine oder andere 
Kompensationszahlung zu leis-
ten, um die Widersprüche abzu-
mildern. Man muss sich dessen 
bewusst sein, dass die wirt-
schaftlichen Erfolge der Deut-
schen zu einem Teil auf die 
 restriktive Lohnpolitik der Ver-
gangenheit zurückzuführen sind, 
die – entgegen aller Absprachen 
– sich nicht am Produktivitäts-
fortschritt plus Inlationsrate ori-
entiert hat. Ein Zeichen auch der 
Schwäche der hiesigen Gewerk-
schaften, die – im Gegensatz zu 
den  organisierten Kolleg_innen 
im Süden – dies nicht durchset-
zen konnten. Man erinnere sich 
nur an das Wort des Bundes-
bank-Präsidenten Jens Weid-
mann Mitte letzten Jahres, der – 
wohl einmalig in der Geschichte 
–  höhere Löhne forderte und die 
Gewerkschaften indirekt er-
mahnte, etwas zu tun, um die 
Löhne nachhaltig zu steigern. 

Statt also mit der ‚Schwarzen 
Null‘ populistisch Politik zu 

 machen, gar die Schuldenbremse 
als Sachzwang ins Spiel zu 
 bringen, muss man sich der 
ursprüng lichen Vorsätze erin-
nern, die man mit Einführung 
der Währungsunion verabredete: 
Eine abgestimmte, koordinierte 
Haushalts- und Finanzpolitik. 
Das bedeutet dem Anspruch 
nach – auch wenn dies leider 
nicht wie die Verschuldungs-
regeln im Maastrichter Vertrag 
 kodiiziert wurde – Lohnsteige-
rungen entlang der Produktivi-
tätssteigerung der jeweiligen 
wirtschaftlichen Entwicklung 
unter Einschluss der Inlations­
rate. Hier gilt es seitens der 
 Arbeitgeben und Gewerkschaften, 
aber eben auch der öffent lichen 
Arbeitgeber einiges nachzu-
holen.  

JOACHIM GEFFERS

Und das ist das Ergebnis: Bis auf Holland, das eine ähnliche restriktive 

Lohnpolitik wie die Deutsxchen betrieben hat, stehen die übrigen 

„Partnerländer“ mit dem Rücken zur Wand

Seid umschlungen, Millionen
Im Hamburger Haushalts-

jahr 2014 belaufen sich die 
bereinigten Gesamteinnahmen 
auf 12,3 Milliarden Euro und 
die  bereinigten Gesamtausga-
ben auf 11,9 Milliarden Euro. 
Daraus ergibt sich ein posi-
tiver Finanzierungssaldo von 
422 Millionen Euro. Diese 
Zahlen sind das Ergebnis des 
sogenannten 13. Kassenlaufs, 
mit dem jeweils in der ersten 
Februarhälfte der vorläuige 
kamerale Haushaltsabschluss 
des Vorjahres festgestellt wird.

Nach Angaben des Bundes-

inanzministeriums stiegen die 
Einnahmen der Ländergesamt-
heit bis einschließlich Dezem-
ber 2014 um 4,1 Prozent, die 
Ausgaben aber zugleich um 
3,7 Prozent. In Hamburg fällt 
der Einnahmeanstieg deutlich 
höher, der Anstieg der Aus-
gaben erheblich niedriger aus. 
Die geplanten Deizite und 
Neuverschuldungen wurden 
seit 2011 jedes Jahr systema-
tisch verringert. 

12. Februar 2015, Senats-
pressedienst 


